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AG Recht und Verbraucherschutz
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende

Mehr Sicherheit für Mieter:innen:
Mietpreisbremse wird verlängert
Das Bundeskabinett hat heute den Gesetzentwurf des Bundesministeriums
für  Justiz  und  Verbraucherschutz  zur  Verlängerung  der  Mietpreisbremse
beschlossen. Ziel ist es, die Mietpreisbremse bis 2029 weiter zu verlängern –
als einen wichtigen ersten Baustein für eine umfassende Mietrechtsreform.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat sich im Koalitionsvertrag klar und erfolgreich
für  eine Verlängerung der  Mietpreisbremse eingesetzt.  Mit  dem heutigen
Beschluss setzt nun die neue Bundesregierung diese Priorität sehr zügig und
entschlossen um.

Sonja Eichwede, stellvertretende Fraktionsvorsitzende:
„Wir setzen bereits früh in dieser Koalition eine sozialdemokratische Kernforderung um:
die  Verlängerung  der  Mietpreisbremse.  Das  ist  ein  wichtiges  Zeichen  an  alle
Mieterinnen und Mieter in unserem Land. Bei der Bezahlbarkeit von Mieten geht es um
Gerechtigkeit. Wohnen ist die soziale Frage unserer Zeit. Das Thema überhöhte Mieten
ist für uns in dieser Legislatur zentral, wir müssen deutlich spürbare Abhilfe leisten. Der
Auftakt ist mit dem Kabinettsbeschluss gelungen.

Für uns ist aber klar: Die Mietpreisbremse allein wird nicht reichen. Wir werden auch
Indexmieten,  möblierte  Vermietungen  und  die  Kurzzeitvermietung  perspektivisch
stärker reglementieren müssen. Die Reform der Mietwuchervorschrift steht ebenso auf
unserer Agenda wie eine stärkere Sanktionierung von Verstößen gegen bestehende
Regelungen.  Auch  der  Schutz  vor  unrechtmäßigen  Umwandlungen  und  eine  faire
Modernisierungsumlage sind Teil eines wohnungspolitischen Gesamtpakets, das noch
folgen wird.“

Carmen Wegge, Sprecherin für Recht und Verbraucherschutz:
„Die Verlängerung der  Mietpreisbremse ist  ein  starkes und klares Signal  gleich zu
Beginn der Regierungsarbeit: Wir lassen die Mieterinnen und Mieter in diesem Land
nicht  allein.  Wohnen  ist  ein  Menschenrecht  –  und  der  Schutz  vor  Verdrängung,
Überforderung und explodierenden Mieten ist für uns als SPD eine soziale und politische
Verpflichtung. Gerade in großen Ballungszentren wie auch zunehmend in mittleren und
kleinen  Städten  zahlen  viele  Menschen  mittlerweile  bis  zu  40  Prozent  ihres
Nettoeinkommens für die Miete. Das ist nicht länger hinnehmbar. Die Mietpreisbremse
schützt gezielt in angespannten Wohnungsmärkten und gibt sowohl Mieter:innen als
auch Vermieter:innen Planungssicherheit – und das nun weiter bis 2029.

Unser Ziel ist klar: Wir wollen, dass Wohnen bezahlbar ist. Wer arbeitet, soll sich eine
Wohnung in der eigenen Stadt leisten können – das ist eine Frage von Respekt und
sozialer Gerechtigkeit im Land."
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